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Was gilt bei Eheleuten?

D ie Pflichtteilsquote ist immer 
abhängig von der Anzahl der 
Pflichtteilsberechtigten. Hat 

ein nicht verheirateter Erblasser ein 
Kind, das er enterben will, so kann 
er durch Eheschließung, Eintragung 
einer Lebenspartnerschaft oder aber 
auch durch Adoption weitere Pflicht-
teilsberechtigte hinzutreten lassen, 
wodurch sich die Pflichtteilsquote 
des nichtehelichen Kindes erheblich 
reduziert. Praxisrelevant ist diese Ge-
staltungsmöglichkeit vor allem in so-
genannten Patchworkfamilien, wenn 
der neu hinzugetretene Lebenspart-
ner eigene Kinder mit in die Bezie-
hung einbringt.
Beispiel: Der alleinstehende Erb-

lasser hat zwei nichteheliche Kinder, 
die möglichst wenig erhalten sollen. 
Deshalb heiratet er seine Bekannte. 
Dadurch reduziert sich der Pflichtteil 
der Kinder von je 1/4 bereits auf nur 
noch je 1/8. Wenn die neue Partnerin 
noch ein Kind mit in die Beziehung 
einbringt und dieses vom Erblasser 
adoptiert wird, beträgt der Pflicht-
teilsanspruch der leiblichen Kinder 
des Erblassers nur noch 1/12. 

Bei all diesen Konstruktionen soll-
te man allerdings auch die möglichen 

negativen Folgen bedenken. Die Ehe 
kann scheitern, die adoptierten Ab-
kömmlinge können sich gegen ei-
nen wenden, usw. Auch sind stets 
die steuerrechtlichen, sozialversi-
cherungsrechtlichen und sonstigen 
Konsequenzen mit in den Blick zu 
nehmen.

Wegen solcher negativen Folgewir-
kungen sollte z. B. bei Adoption oder 
Eheschließung daran gedacht wer-
den, dass zugleich ein Pflichtteils-
verzicht durch den Adoptierten oder 
den neuen Ehepartner erklärt wird. 
Auch ehevertragliche Regelungen, 
wie z. B. die Vereinbarung einer mo-
difizierten Zugewinngemeinschaft, 
bei der das durch den vermögenden 
Ehepartner eingebrachte Vermögen 
einem Zugewinn entzogen wird, ist 
zu denken.

Bei Eheleuten hängt die Pflicht-
teilsquote des Ehepartners wie auch 
der gemeinsamen Kinder von dem 

gewählten eherechtlichen Güterstand 
entscheidend ab.
Beispiel: Haben die Eheleute durch 

Ehevertrag Gütertrennung verein-
bart, so würde beim Ableben des 
vermögenden Ehemanns, der seine 
Frau zur Alleinerbin eingesetzt hat, 
jedes von z. B. drei Kindern 1/8 er-
halten. Wenn die Eheleute nun die 
Gütertrennung aufheben und in den 
gesetzlichen Güterstand der Zuge-
winngemeinschaft wechseln, redu-
ziert sich die Pflichtteilsquote der 
Kinder bereits auf 1/12.

Wahl des optimalen 
Güterstands

Mit dem Wechsel des Güterstan-
des können auch Vermögenswerte 
auf den Ehepartner übertragen und 
dadurch einem Pflichtteilsanspruch 
entzogen werden. 
Beispiel: Die Eheleute sind im 

gesetzlichen Güterstand der Zu-
gewinngemeinschaft verheiratet. 
Der Ehemann verfügt über erheb-
liches Vermögen, an dem ein von 
ihm gezeugtes nichteheliches Kind 
möglichst nicht teilhaben soll. Ver-
einbaren die Eheleute nun durch 
Ehevertrag eine Gütergemeinschaft, 
wird dadurch bereits die Hälfte des 
Vermögens des Ehemanns auf die 
Ehefrau übertragen und damit dem 
Pflichtteilsanspruch des nichtehe-
lichen Kindes entzogen. Allerdings 
erhöht sich die Pflichtteilsquote des 
Abkömmlings. 

Dieser Güterstandswechsel zur 
Gütergemeinschaft lohnt sich daher 
erst dann, wenn das Vermögen des 
einen Ehegatten mehr als dreimal so 
groß ist wie das Vermögen des ande-
ren Ehegatten. 

Der Vorteil einer Vermögensüber-M acht der Erblasser zu Lebzei-
ten Zuwendungen an Pflicht-

teilsberechtigte, so kann er verfü-
gen, dass sich diese den Wert der 
Zuwendung auf den zukünftigen 
Pflichtteil anrechnen lassen müs-
sen. Die anrechnung erfolgt nur 
zwischen dem Schenker und dem 
Pflichtteilsberechtigten.

Beispiel: Jeder Elternteil hat 
eine Eigentumswohnung. Der Va-
ter überträgt seine Wohnung dem 
Sohn unter anrechnung auf die 
Pflichtteilsansprüche. Die mut-
ter tut dies mit ihrer Wohnung auf 
die tochter. Stirbt einer der Eltern, 
so kann das von diesem nicht be-
schenkte Kind seinen Pflichtteil un-
geschmälert gegenüber dem län-
ger lebenden Ehegatten geltend 
machen. Sind die Eheleute gemein-
sam Eigentümer einer Wohnung 
und schenken diese dem einzigen 
gemeinschaftlichen Kind, erhält es 
von jedem Elternteil nur die Hälf-
te geschenkt, sodass im todes-
fall des erstversterbenden Eltern-
teils das Kind sich nur die Hälfte 
der Zuwendung auf seinen Pflicht-
teilsanspruch am Nachlass des 
Erstversterbenden anrechnen las-
sen muss. 

Soweit geldschenkungen erfol-

gen, sollte die anrechnungsverfü-
gung immer klar formuliert sein, 
mit den Worten „Schenkung unter 
anrechnung auf den Pflichtteil“. 
falsch ist die formulierung „an-
rechnung auf den Erbteil“. Streit-
anfällig sind formulierungen, wie 
„anzurechnen auf den Erb- und 
Pflichtteil“ oder „Zuwendung im 
Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge“ oder „Zahlung als mut-
tergut“ oder „Vatergut“.

Die anrechnungsbestimmung 
muss vor oder spätestens bei der 
Zuwendung erfolgen. Nachträgli-
che anrechnungsbestimmungen 
sind unwirksam. In der anrech-
nungsanordnung kann auch fest-
gelegt werden, mit welchem Wert 
die anrechnung erfolgen soll, z. B. 
bei grundstücksschenkungen.

Vorsicht! Eine anrechnung ist 
nur möglich, wenn die Schenkung 
an einen Pflichtteilsberechtigten 
erfolgt. Beschenkt der Erblasser 
z. B. die ihn pflegende Schwieger-
tochter, muss sich der Sohn diese 
Schenkung nicht anrechnen las-
sen. Kritisch sind auch Zuwendun-
gen an minderjährige. Hier ist mit-
unter sogar die Bestellung eines 
gerichtlichen Ergänzungspflegers 
erforderlich.

Anrechnung auf den Pflichtteil

Beratung beim Notar: Der eheliche Güterstand wirkt sich auch auf 
den Pflichtteil des erbenden Ehegatten aus.

Serie Pflichtteil (2):  auch Ehegatten haben einen Pflichtteilsanspruch, wenn sie 
vom Erblasser übergangen werden. Dessen Höhe ist vom güterstand abhängig.
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tragung kann sich allerdings auch in 
das Gegenteil umwandeln. Haben 
die Eheleute gemeinsame Kinder 
und stirbt der Vermögende zuerst, 
nachdem Gütergemeinschaft ver-
einbart wurde, so haben die gemein-
samen Kinder eine höhere Pflicht-
teilsquote, mit der sie dann noch am 
höheren Nachlass des verbleiben-
den Ehepartners bei dessen Ableben 
partizipieren.

Die Vereinbarung einer Güterge-
meinschaft ist keine Schenkung an 
den Ehegatten, außer diese wird mit 
dem erkennbaren Motiv der Minde-
rung der Pflichtteilsansprüche vor-
genommen. Deshalb sollte man stets 
seine Motive für sich behalten und 
z. B. nicht im Streit mit dem Enter-
ben als Drohung äußern. 

Die Gütergemeinschaftsvereinba-
rung hat besondere Vorteile, wenn 
nach einer „Schamfrist“ wieder zum 
Güterstand der Zugewinngemein-
schaft zurückgekehrt wird (soge-
nannte Güterstandsschaukel). Dann 
reduziert sich wieder die Pflicht-
teilsquote, während das Vermögen 
erfolgreich verschoben wurde. Hier 
ist darauf hinzuweisen, dass es nach-
vollziehbarer Gründe außerhalb des 
Pflichtteilsrechts bedarf, damit dieser 
Weg von einem Gericht nicht als Ma-
nipulation zulasten des Pflichtteilsbe-
rechtigten enttarnt wird.

Mit der Vereinbarung einer „fort-
gesetzten Gütergemeinschaft“ er- 
gibt sich eine weitere Gestaltungs-
möglichkeit, die allerdings nicht nur 
Vorteile hat. Ehevertraglich kann 
vereinbart werden, dass die Güter-
gemeinschaft nach dem Tode eines 
Ehegatten zwischen dem überle-
benden Ehegatten und den gemein-
schaftlichen Abkömmlingen fort-
gesetzt wird. Dann entstehen keine 
Pflichtteilsansprüche im Todesfall 
des Erstversterbenden. Der Nach-
teil ist, dass nach dem Ableben des 
Längerlebenden das Vermögen auto-
matisch auf die gemeinschaftlichen 
Abkömmlinge übergeht. Verände-
rungen sind nicht mehr möglich. 
Bis dahin verwaltet zwar der län-
gerlebende Ehegatte das Vermögen 
der Gütergemeinschaft allein. Bei 
Grundstücksverkäufen etc. ist er aber 
immer auf die Zustimmung der Ab-
kömmlinge angewiesen. 

Auch wer im gesetzlichen Güter-

stand der Zugewinngemeinschaft 
lebt, hat die Möglichkeit z. B. durch 
Vereinbarung von Gütertrennung 
Vermögensmassen an den Pflicht-
teilsberechtigten vorbeizuleiten. Die 
Vereinbarung von Gütertrennung 
nach mehrjähriger Zugewinnge-
meinschaft führt zur Entstehung ei-
nes Zugewinnausgleichsanspruchs. 
Zur Erfüllung dieses Zugewinnaus-
gleichsanspruchs kann der vermö-

W er als Erbe eingesetzt wird, 
ist nicht enterbt und hat da-

her auch keine Pflichtteilsansprü-
che. Dieser Grundsatz könnte nun 
dazu verleiten, einen missliebigen 
Pflichtteilsberechtigten zum Erben 
oder Miterben zu bestimmen, ohne 
ihm aber noch etwas zu hinterlas-
sen, weil schon zu Lebzeiten alles 
an die gewünschten „Erben“ über-
tragen oder verschenkt wurde. 

Diesen Trick wollte der Gesetz-
geber allerdings nicht zulassen 
und hat deshalb auch einem Er-
ben Pflichtteilsansprüche zugebil-
ligt, wenn der Wert des Erbes ge-
ringer ist, als er bekommen würde, 
wenn er auf den Pflichtteil gesetzt 

worden wäre. Hier spricht man von 
einem sogenannten Pflichtteils- 
restanspruch. Diese Differenz zwi-
schen dem Wert der Erbmasse und 
dem Wert des fiktiven Pflichtteils-
anspruchs kann der Erbe, der zu-
gleich Pflichtteilsberechtigter ist, 
von den zu Lebzeiten des Erblas-
sers Beschenkten erhalten.

Wird die Erbmasse erst dadurch 
geschmälert, dass der Erbe im Tes-
tament mit Vermächtnissen zu-
gunsten Dritter belastet wird, gilt 
Ähnliches. Hier kann der Erbe die 
Erfüllung von Vermächtnissen ver-
weigern, soweit ihm weniger ver-
bleibt als sein Pflichtteilsanspruch. 

Beispiel: Der Nachlass des Erb-

lassers besteht im Wesentlichen 
aus einem gemeinsam mit sei-
ner Ehefrau genutzten Einfamilien-
haus. Hier kann sich anbieten, den 
gemeinsamen Sohn zum Erben ein-
zusetzen und dem überlebenden 
Ehepartner einen umfassenden 
Nießbrauch am Haus durch ein Ver-
mächtnis einzuräumen. Ein solcher 
Nießbrauch berechtigt im Regelfall 
zur umfassenden wirtschaftlichen 
Nutzung des Hauses einschließlich 
der Vermietung. Der Wert eines sol-
chen Nießbrauchsvermächtnisses 
wird in der Regel niedriger sein als 
der Immobilienwert. Ein Pflichtteils-
restanspruch wird daher kaum ent-
stehen. Allerdings bleibt die Mög-
lichkeit, das Erbe auszuschlagen 
und den ordentlichen Pflichtteil gel-
tend zu machen.

Restanspruch bei einer Mini-Erbschaft

gende Ehegatte nun einen Vermö-
genswert der in etwa dem Zugewinn 
entspricht, auf den anderen Ehegat-
ten übertragen, ohne dass dies eine 
Schenkung wäre, die zu Pflicht-
teilsergänzungsansprüchen füh-
ren könnte. Weil sich aber bei einer 
nachträglichen Vereinbarung der 
Gütertrennung eine erhöhte Pflicht-
teilsquote der Kinder ergibt, kann 
es sinnvoll sein, später wieder zum 

Auszubildende und Arbeitneh-
mer mit geringem Einkom-

men haben bei Vermögenswirksa-
men Leistungen (VL) Anspruch auf 
die Arbeitnehmersparzulage. Bis zu 
80 € pro Jahr spendiert der Staat für  
Beschäftigte, die im Jahr weniger als 
20 000 € (Ledige) verdienen. Bei ge-
meinsam veranlagenden Ehepaaren 

liegt die Grenze bei 40 000 €. Hat der 
Sparer einen Bausparvertrag abge-
schlossen, liegt die Einkommens-
grenze bei 17 900 € (35 800 € bei 
Verheirateten). Hier gibt es 43 € im 
Jahr dazu.

Der Antrag für die Arbeitnehmer-
sparzulage erfolgt mit der Steuer-
erklärung durch einfaches An-

kreuzen. Außerdem muss man die 
Übersicht über die Einzahlungen 
mitschicken, die man jährlich vom 
VL-Anbieter bekommt. Ab dem 
Veranlagungszeitraum 2017 ist das 
nicht mehr notwendig. Dann wer-
den alle Daten elektronisch über-
tragen. Die Zulage wird vom Fis-
kus dann immer für das abgelaufene 
Kalenderjahr vorgemerkt. Auf das 
Konto des Arbeitnehmers fließt sie, 
wenn der VL-Vertrag ausläuft. 

Sparzulage für Arbeitnehmer

Pflichtteilsquote in Abhängigkeit der Güterstände

Güterstand Pflichtteil des Ehegatten neben 
Abkömmlingen

Pflichtteil je Kind, wenn der Erblasser im Todesfall  
noch verheiratet war

1 Kind 2 Kinder 3 Kinder

Zugewinngemeinschaft 
(erbrechtliche Lösung) 1/4 1/4 1/8 1/12

Zugewinngemeinschaft 
(güterrechtliche Lösung)

1/8
zzgl. vorab konkretem  

Zugewinnausgleich
3/8 3/16 1/8

Gütertrennung 1 Kind:
1/4

2 Kinder:
1/6

3 Kinder:
1/8 1/4 1/6 1/8

Gütergemeinschaft 1/8 3/8 3/16 3/24

gesetzlichen Güterstand zurückzu-
kehren (Güterstandsschaukel). Al-
lerdings muss auch bei diesem Vor-
gehen damit gerechnet werden, dass 
die Pflichtteilsberechtigten dies 
als rechtsmissbräuchlich angreifen 
werden.

Ehebedingte 
Zuwendungen

Schenkungen unter Eheleuten lö-
sen unter bestimmten Bedingungen 
keine Pflichtteilsergänzungsansprü-
che der Kinder aus, wenn sie zur Ver-
wirklichung der ehelichen Lebensge-
meinschaft dienen. 
Beispiel: Die Eheleute leben im 

Güterstand der Zugewinngemein-
schaft. Das von der Familie bewohn-
te Haus gehört allerdings dem Ehe-
mann allein. Wenn er nun die Hälfte 
des Hauses als ehebedingte Zuwen-
dung oder z. B. aus haftungsrechtli-
chen oder steuerrechtlichen Grün-
den an seine Ehefrau überträgt, so 
stellt dies gerade keine Schenkung 
dar und ist damit pflichtteilsfest. 

Eine Schenkung wird dann von 
der Rechtsprechung als ehebeding-
te Zuwendung anerkannt, wenn die 
Leistung z. B. unterhaltsrechtlich ge-
schuldet ist oder wenn die Leistung 
eine angemessene Gegenleistung für 
langjährige Dienste und Leistungen 
des Ehegatten darstellt.

Josef Deuringer 
 Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg

Nächste Woche: Vererben mit System

Vereinbarung 
einer Güter-
gemeinschaft: 
Mit einem no-
tariellen Ehe-
vertrag kann 
vom gesetz-
lichen Güter-
stand der Zu-
gewinngemein-
schaft abgewi-
chen werden.
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